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22.03.2017
Flüchtlings- und Sicherheitspolitik in Baden-Württemberg: Appell der LAK-BW und des DBSH Deutscher Berufsverband Soziale Arbeit e. V. , Baden-Württemberg an die Landesregierung Baden-Württemberg
Sehr geehrter Herr Ministerpräsident Kretschmann,

wir nehmen seit Monaten eine zunehmende Verschärfung der Asylpolitik und der Debatte um die Innere Sicherheit in Baden-Württemberg wahr. Die Landesarmutskonferenz Baden-Württemberg, gegründet 2012, hat zum Ziel Armut und Ausgrenzung zu bekämpfen und die Grundrechte der Menschen zu sichern. 
In diesem Sinne arbeiten wir in breitem Netzwerk mit unterschiedlichsten Institutionen und Akteuren im Land zusammen. Dazu gehört auch die Förderung von Zivilgesellschaft und Demokratie. Wir haben sehr bewusst wahrgenommen, dass Baden-Württemberg seit 2011 neue Wege der Demokratie und Beteiligung eingeschlagen hat. 
Dafür gibt es viele Zeichen von den Koalitionsverträgen 2011 und 2016  bis zur Etablierung von Frau Prof. Erler als der Beauftragten für diesen Ausbau der Beteiligung wie der Sicherung von Freiheitsrechten.
Sicherlich sind die politischen Verhältnisse in nationaler und globaler Hinsicht nicht einfacher geworden. Nur wie wir darauf reagieren, ist durchaus eines politischen  Diskurses wert. Und dabei fällt besonders in Baden-Württemberg auf, dass Innenminister Strobl hier massiven Druck auf Landes- und Bundesebene macht, sowohl als Landesvorsitzender der CDU als auch in der Innenministerkonferenz. 
Hat man das in 2016 noch als politisches Pokerspiel von Herrn Strobl auf CDU- Parteitagen abtun können, hat er nach den Anschlägen auf dem Berliner Breitscheidplatz eine harte Linie der Asylpolitik wie der Inneren Sicherheit proklamiert. Freiheitsrechte, Grundrechte und der Erhalt der Substanz des Asylrechts scheinen ihm nicht sonderlich wichtig zu sein.  
So setzt sich der Eindruck durch, Baden-Württemberg opfert seinen zivilgesell-schaftlichen Kurs den von Hektik und Verschärfungsideen getragenen Vorhaben seines Innenministers. 
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Ministerpräsident Kretschmann

Wir sehen Ihre politische Zustimmung im Bundesrat zu sicheren Herkunftsstaaten wie Bosnien-Herzegowina, Mazedonien und dem Kosovo kritisch, auch lehnen wir ab, die nordafrikanischen Staaten Tunesien, Algerien und Marokko als sichere Drittstaaten anzuerkennen. 
Wir sehen es als geboten an, die Abschiebungen nach Afghanistan sofort einzustellen. Und sicherlich wäre es in vielen Einzelfällen angebracht, die Abschiebungen von hier integrierten Menschen und Familien auszusetzen, um nach anderen Lösungen zu suchen. Es wäre sinnvoll eine Kombination von Asyl- und Flüchtlingspolitik und einem deutschen Einwanderungsrecht zu entwickeln. 
Sehr geehrter Herr Kretschmann, lassen Sie sich Ihre Richtlinienkompetenz als Ministerpräsident nicht von Herrn Strobl aus den Händen nehmen. Der CDU geht es um die Rückgewinnung politischer Macht in Baden-Württemberg, in diesem Sinne gaukelt man der Bevölkerung vor, Sicherheit sei um jeden Preis machbar. Auch um den Preis der Freiheit, der Fortentwicklung einer Zivilgesellschaft in Baden-Württemberg. 
Wir bitten Sie, Klartext zu reden für Demokratie und Freiheit – auch in schwierigen Zeiten – und dies durch die Landesregierung Baden-Württemberg und alle ihre Vertreter zu garantieren. Dies würde bedeuten, ernstlich abzuwägen was im Einzelnen zu tun ist, aber immer bei maximalem Erhalt von persönlichen Grund- und Freiheitsrechten. Dabei wollen wir Sie gerne unterstützen.

Wir bitten Sie 

· verzichten Sie sofort auf Abschiebungen nach Afghanistan,
· zeigen Sie sich bereit in Einzelfällen Spielräume maximal zu nutzen, um „Härtefälle“ in Baden-Württemberg zu lösen,
· ergreifen Sie Initiative auf Bundesebene für ein Einwanderungsrechts, um damit Flüchtlingen in Einzelfällen eine Einwanderung bzw. Aufenthalt zu garantieren, 
· setzen Sie Herrn Innenminister Strobl Grenzen bei seinen durchsichtigen Absichten, Grund- und Freiheitsrechte dem parteipolitischen Sicherheitsdiskurs zu opfern,

· treten Sie als Vertreter Baden-Württembergs dafür ein, dass Menschenrechte und menschliche Entwicklung ins Zentrum deutscher wie internationaler Politik kommen.

Wir grüssen Sie als Landesarmutskonferenz Baden-Württemberg ganz herzlich und würden uns freuen, von Ihnen Antwort zu bekommen. Vielleicht können Sie uns auch einen Termin zu einer persönlichen Begegnung in Stuttgart anbieten. 

Ihre Landesarmutskonferenz 
i. A. Roland Saurer





Sprecher der lak-bw 

Durchschrift dieses Schreibens an Innenminister, Sozialminister, Fraktionen im Landtag, dpa, Stuttgarter Zeitung, Flüchtlingsrat BaWü, Delegiertenversammlung lak-bw etc.,
